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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Im Juni legte der Bundesrat neue Ziele für die Personalpolitik in der Bundesverwaltung
fest. Die Sollwerte, die bis 2015 erreicht werden sollen, zielen auf eine adäquatere
Vertretung der Geschlechter, eine bessere Integration von Mitarbeitenden mit
Behinderungen und eine weiterhin gleichmässige Berücksichtigung der vier
Landessprachen ab. Im Rahmen der Vorgaben zur Beschäftigung und Eingliederung von
Menschen mit Behinderungen in der Bundesverwaltung definierte der Bundesrat zudem
das Ziel, dass bis 2015 ein bis zwei Prozent der Verwaltungsangestellten Personen mit
Behinderungen sein sollen. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.06.2011
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Die ständigen Kommissionen, die mit der Parlamentsreform Anfang der 1990er Jahre
eingeführt wurden, spielen eine herausragende Rolle im schweizerischen
Gesetzgebungsprozess. In den Kommissionen werden zahlreiche Entscheide vorgespurt
und wichtige Änderungen an Gesetzesvorlagen angebracht. Kommissionen geben
Empfehlungen zu vielen Vorstössen ab, sie entscheiden, ob via parlamentarische
Initiativen angestossene Ideen in neue Gesetze fliessen sollen und arbeiten
entsprechende Gesetzesentwürfe auch aus. Freilich ist es das Gesamtparlament, das
letztlich entscheidet, ob es die Empfehlungen und Vorlagen seiner Kommissionen
annehmen möchte oder nicht. Eine Studie der Universität Bern zeigte allerdings auf,
dass das Parlament im langjährigen Schnitt rund 75 Prozent aller
Kommissionsempfehlungen (bei parlamentarischen Initiativen und Standesinitiativen)
befolgt. Es ist somit nicht verwunderlich, dass die parteipolitische und individuelle
Besetzung der verschiedenen Kommissionen politisch von einiger Bedeutung ist. 
Institutionell sind die Vorgaben dafür klar: Die Fraktionen – nicht die Parteien –
erhalten entsprechend ihrer Mandatszahl in den jeweiligen Räten eine Anzahl
Kommissionssitze, die sie dann mittels Verhandlungen mit den anderen Fraktionen auf
die verschiedenen Kommissionen und mit fraktionsinternen Verfahren zwischen ihren
Mitgliedern verteilen. Im Nationalrat setzen sich die zwölf ständigen Kommissionen
(neun Sachbereichs- und zwei Aufsichtskommissionen sowie die
Immunitätskommission) in der Regel aus 25 Mitgliedern zusammen, die
Immunitätskommission aus neun. Im Ständerat umfassen die elf ständigen
Kommissionen – der Ständerat kennt keine Immunitätskommission – jeweils 13
Mitglieder. Neben den ständigen Kommissionen können auch Spezialkommissionen
eingesetzt werden, für die entsprechend ihrer Grösse ebenfalls ein Verteilschlüssel
errechnet wird. 
Entsprechend der Ergebnisse der eidgenössischen Wahlen 2019 entfielen von den total
284 Kommissionssitzen im Nationalrat 79 auf die SVP-Fraktion, 56 auf die SP-Fraktion,
43 auf die Mitte-Fraktion, 42 auf die Fraktion der Grünen, 41 auf die FDP-Fraktion und
23 auf die Fraktion der Grünliberalen. Abzüglich der neun Sitze in der
Immunitätskommission (SVP: 3; SP: 2; alle anderen Fraktionen je 1) hatte damit also die
SVP einen Anspruch auf je sieben Sitze in zehn Kommissionen und sechs Sitze in einer
Kommission. Die SP konnte in zehn Kommissionen jeweils fünf Mitglieder platzieren und
in einer vier. Jeweils vier Mitglieder schickten die Mitte-Fraktion in neun Kommissionen
(und je 3 in 2 Kommissionen), die Fraktion der Grünen in acht Kommissionen (und je 3
in 3 Kommissionen) und die FDP-Fraktion in sieben Kommissionen (und je 3 in 4
Kommissionen). Die Fraktion der GLP hatte entsprechend dieser Aufteilung Anspruch
auf je zwei Sitze in den elf Kommissionen. Der Verteilschlüssel im Ständerat brachte der
Mitte- und der FDP-Fraktion je drei Mitglieder in jeder Kommission, der SP- und der
SVP-Fraktion je zwei und der Fraktion der Grünen eines pro Kommission. Darüber
hinaus konnte die Mitte-Fraktion in sieben Kommissionen einen zusätzlichen Sitz
beanspruchen, die FDP in vier, die SP in sechs und die GP in fünf. Da mehr
Kommissionssitze als Fraktionssitze zu besetzen sind, bedeutet dies also auch, dass
einzelne Mitglieder in zwei oder mehr Kommissionen Einsitz nehmen. 
Wesentlich interessanter als die zahlenmässige Verteilung und medial besonders
verfolgt waren die personellen Entscheidungen in den einzelnen Fraktionen. Wer sollte
Einsitz in welche Kommission haben? Wichtig war diese Entscheidung nicht nur
deshalb, weil es mehr oder weniger interessante Kommissionen gebe – die Medien

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.12.2019
MARC BÜHLMANN
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betonten hier immer wieder die Wichtigkeit der Wirtschafts- und Abgabekommission
(WAK) –, sondern weil der Einsitz in eine Kommission mit individuellen inhaltlichen aber
auch handfesten Interessen verknüpft sein konnte. So dürfte sich eine Juristin in der
Gerichtskommission (GK) vielleicht wohler fühlen als ein Arzt, der sich wiederum eher
für einen Sitz in der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK)
interessieren dürfte. Freilich dürften es aber vor allem auch die Interessenbindungen
sein, die von Bedeutung sind. So hatten in den letzten Jahren die Diskussionen um die
Problematik der inhaltlichen Verknüpfung von Interessengruppen mit der
Kommissionsarbeit stark zugenommen (vgl. auch Dossier «Lobbyismus im
Bundeshaus»). Dabei stand die Frage im Raum, ob und inwiefern Lobbying immer
unmittelbarer bereits in den Kommissionen stattfinde.

Die Fraktionen hatten nach Bekanntgabe der Verteilschlüssel durch die
Parlamentsdienste Ende November bis zum 10. Dezember Zeit, die
Kommissionsmitglieder zu bestimmen. Die Zeitung Blick wusste dabei von SVP-internen
Streitigkeiten bei der Verteilung zu berichten. Lukas Reimann (svp, SG) hatte sich
öffentlich beklagt, dass er seinen Sitz in der SPK-NR nicht behalten durfte; er werde
abgestraft, weil er sich gegen Lobbyismus einsetze und zu wenig parteikonform stimme.
Auch die NZZ vermutete: «Die SVP setzt Abweichler unter Druck und straft sie ab». Die
Zeitung aus Zürich berichtete über Diana Gutjahr (svp, TG), die vom Fraktionsvorstand
der SVP in der WBK-NR belassen wurde, obwohl ihre Kandidatur für die Präsidentschaft
des Schweizerischen Gewerbeverbands mit einer Einsitznahme in der WAK-NR wohl
chancenreicher gewesen wären. An ihrer statt würde die neu gewählte Esther Friedli
(svp, SG) in der «einflussreichen» WAK Einsitz nehmen, obwohl «Neulinge [...] sehr
selten auf Anhieb in eine zentrale Kommission wie die WAK entsandt» würden, so die
NZZ weiter. Friedli habe diesen «Senkrechtstart ihrem Beziehungsnetz zu verdanken,
primär ihrem Lebenspartner, dem früheren Parteichef Toni Brunner (svp, SG).» Gutjahr
sei wohl ein «europapolitischer Denkzettel» verpasst worden, weil sie sich weigere, die
Begrenzungsinitiative der SVP zu unterstützen, interpretierte die NZZ. Der angefragte
Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) betonte auf Anfrage, dass bei der Vergabe der
Kommissionssitze nicht alle Wünsche erfüllt werden könnten. 
Mediale Erwähnung fand auch die Besetzung der Gesundheitskommission durch die SP.
In der Regel müssten Neugewählte mit ihren Wünschen hinten anstehen, berichtete
dazu auch die Aargauer Zeitung. Dies gelte nicht für Pierre-Yves Maillard (sp, VD), der als
früherer Gesundheitsdirektor des Kantons Waadt «auf Anhieb den Sprung in die
prestigeträchtige Gesundheitskommission» geschafft habe, obwohl der bisherige
Angelo Barrile (sp, ZH) als Arzt dafür prädestiniert gewesen wäre. Die NZZ berichtete
ferner von einer SP-internen Regel. Da die Zahl der Kommissionssitze grösser ist als die
Zahl der Fraktionsmitglieder haben rund ein Drittel der SP-Mitglieder zwei
Kommissionssitze inne. Besagte Regel schreibe vor, dass dies für maximal vier Jahre
möglich sei. Dann habe man sich auf einen Sitz zu konzentrieren. Laut der NZZ habe
sich deshalb Eric Nussbaumer (sp, BL) zwischen der UREK-NR und der APK-NR
zugunsten Letzterer entscheiden müssen. Auch Beat Jans (sp, BS) habe wegen dieser
Regel seinen Sitz in der WAK-NR abgegeben und werde sich nun auf die UREK-NR
alleine konzentrieren müssen. «Weitsichtige Planung» attestierte die NZZ der SP
hingegen für die Besetzung der Kommissionssitze im Ständerat. Mit Christian Levrat (sp,
FR) und Paul Rechsteiner (sp, SG) würden zwei «Schwergewichte» der Partei das
Kommissionspräsidium der «wichtigsten und einflussreichsten» Kommissionen
übernehmen, der SGK-SR und der WAK-SR. Beliebt sei neben der WAK und der SGK
aber auch die UREK, weil sie «viel Aufmerksamkeit» generiere, so die Aargauer Zeitung
mit Blick auf die Verteilung in der FDP-Fraktion. Weil er der Klimaoffensive seiner
Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ) skeptisch begegnet war, sei der bisherige
Christian Wasserfallen (fdp, BE) von seiner Fraktion aus der UREK-NR in die KVF-NR
versetzt worden. Wasserfallen selber sprach in der Aargauer Zeitung und auch in der
NZZ allerdings von einem lange gehegten Wunsch. Einen zusätzlichen Aspekt brachte
die St. Galler Zeitung in die Diskussion: die regionale Vertretung in den Kommissionen.
«St. Gallerinnen starten durch», titelte die Zeitung und freute sich, dass die Ostschweiz
«mehr Gewicht in der Wirtschaftskommission» erhalte. Aber auch eine regionale
Vertretung in der Verkehrskommission wäre wichtig gewesen; dort sei die Vertretung
der Ostschweiz aber nur noch «dünn», klagte das St. Galler Tagblatt. 
Schliesslich beleuchtete die Sonntagszeitung die Verteilung der Kommissionssitze aus
der Perspektive der Gleichstellung. «Die Frauenrevolution bleibt unvollendet», titelte
das Blatt. Zwar hätten die Frauen im Parlament nach den Wahlen 2019 einen Anteil von
39 Prozent (in National- und Ständerat zusammen), seien aber in den
parlamentarischen Kommissionen lediglich zu 36 Prozent vertreten, weil es eher
Männer seien, die mehrere Kommissionssitze besetzten. Zudem sei in den «wichtigen
oder prestigeträchtigen Ausschüssen» die Untervertretung der Frauen noch deutlicher.
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In der FK sind lediglich 26 Prozent der Mitglieder Frauen (statt 39%), in der WAK und
der UREK sind es 32 Prozent und in der APK 34 Prozent. In der WBK (53% Frauen) und
der SGK (die Sonntagszeitung nannte sie die «Sozialkommission»; 47%) seien die Frauen
hingegen übervertreten. Auch die Kommissionspräsidien seien nur zu 23 Prozent von
Frauen besetzt. Das sei «undemokratisch», kommentierte die Sonntagszeitung: «[W]o
es politisch um etwas geht, sind die Politikerinnen unterrepräsentiert und haben wenig
zu sagen.» 2

Landesverteidigung

Militärorganisation

En 1990, le SFA avait lancé une campagne publicitaire inédite à travers tout le pays par
le biais d'envois directs afin de recruter des volontaires pour ce service. Selon le
brigadier Eugénie Pollack, chef du SFA, celle-ci fut une réussite, puisque 2'500
personnes furent sérieusement intéressées et cent femmes s'étaient décidées, au
début de l'année, à entrer dans l'armée. Malgré ce succès, le nombre de nouvelles
inscriptions est cependant en recul. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.01.1991
SERGE TERRIBILINI

Par ailleurs, le DMF a décidé de mettre sur pied en 1993 une école de recrues mixte
dans laquelle des appelés des deux sexes appartenant à des troupes de transmission et
de transport suivront une formation commune. Une expérience de ce type, tentée en
1992, a donné des résultats satisfaisants. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.09.1992
SERGE TERRIBILINI

Erstmals wurden an verschiedenen Orten in der Schweiz gemischtgeschlechtliche
Rekrutenschulen durchgeführt. In Burgdorf (BE) wurden junge Frauen an der Seite
ihrer männlichen Kameraden zu Fahrerinnen für leichte Motorfahrzeuge ausgebildet, in
Bülach (ZH) rückten weibliche Übermittlungstruppen ein. Zudem können die MFD-
Angehörigen seit dem Berichtsjahr das Tragen einer Waffe beantragen. 50% der
diensttuenden Frauen und 90% der Rekrutinnen stellten einen entsprechenden Antrag.
Ab 1994 sollen auch gemischte Unteroffiziersschulen eingeführt werden. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.04.1993
MARIANNE BENTELI

In Locarno-Magadino (TI) wurden erstmals Frauen zu einer Militärpiloten-RS inklusive
Unteroffiziersschule zugelassen. Die Frauen erhielten innerhalb von 18 Wochen die
gleiche Fliegerausbildung auf PC-7-Maschinen wie ihre männlichen Kollegen. Nach
einer weiteren Ausbildungsphase werden die Frauen vorerst nur Transporthelikopter
fliegen, da sie laut Militärgesetz nicht bei Kampfhandlungen eingesetzt werden dürfen. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.09.1993
MARIANNE BENTELI

La réforme Armée 95 a profondément touché le SFA, en ce sens que ce dernier est
aboli en tant qu'entité indépendante; dans un souci d'égalité des sexes, les femmes
seront en effet désormais entièrement intégrées dans l'armée. Elles effectueront leur
service militaire avec les hommes et appartiendront aux différentes armes, disposant
des mêmes droits et obligations que leurs homologues masculins. Par ailleurs, la durée
du service sera prolongée, l'école de recrues passant de quatre à huit semaines. Le
total de jours obligatoires à effectuer (300) et la durée d'instruction des cadres seront
sensiblement identiques à ceux des hommes. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.11.1994
SERGE TERRIBILINI

L'entrée en vigueur de la réforme Armée 95 a signifié la fin du SFA en tant qu'entité
distincte. Les soldats de sexe féminin sont désormais mélangés à leurs pairs masculins.
Certaines différences demeurent néanmoins: les militaires féminins ne sont armés qu'à
titre volontaire et, le cas échéant, uniquement d'un pistolet. De plus, seules les
missions qui n'impliquent pas une activité de combat s'étendant au-delà de la défense
personnelle et de celle de personnes qui leur ont été confiées (par exemple, la défense
de patients) leur sont ouvertes. Enfin, il est à noter que cette intégration n'a pas posé
de problèmes relatifs au bon déroulement de la vie militaire. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.02.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Le commandant de corps des troupes d'aviation, Fernand Carrel, a annoncé que des
femmes pourront à l'avenir piloter des avions à réaction. Leur activité se limitera
néanmoins à celle de monitrice de vol, la Constitution fédérale excluant que les
femmes soient engagées dans des missions de combat. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.03.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le brigadier Doris Portmann-Gilomen a remplacé Eugénie Pollak à la fonction de chef
de service des Femmes dans l’armée (FDA) au sein de l’état-major général. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Kurz nach Inkrafttreten des neuen KVG wurde bekannt, dass die Leistungsverordnung
zum KVG Ultraschalluntersuchungen bei Schwangeren nur mehr in Risikofällen
vorsieht. Dies löste sowohl bei Patientinnen- und Frauenorganisationen wie auch bei
den Fachärzten einen Sturm der Entrüstung aus und veranlasste das zuständige EDI,
noch einmal über die Bücher zu gehen. Die Leistungsverordnung wurde per 15. Mai 1996
– und auf fünf Jahre befristet – dahingehend abgeändert, dass zwei
Ultraschalluntersuchungen pro Schwangerschaft wieder zur Pflichtleistung der Kassen
werden. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.02.1996
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Deutliche Kritik erfuhr die IV von Frauenseite. Nachdem sie sich in früheren Jahren
bereits mit der AHV und dem BVG befasst hatte, nahm die Eidg. Kommission für
Frauenfragen nun die Situation der Frau in der IV unter die Lupe. Ihre
Bestandesaufnahme ergab, dass in der Regel Frauen in der IV doppelt benachteiligt
werden, zum einen in ihrem Status als Frau, indem die Berechnung der IV
zivilstandsabhängig erfolgt und von einem traditionellen Rollenverständnis ausgeht,
zum anderen durch die gesetzliche Definition der Invalidität als Einkommenseinbusse,
die dazu führt, dass Hausarbeit nicht wirtschaftlich bewertet und der Doppelbelastung
der Frauen keine Rechnung getragen wird. Sie unterbreitete dem Bundesrat deshalb
eine Reihe von Revisionsvorschlägen. 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.08.1990
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Sensibilisierung für Gleichstellungsfragen ist eine der primären Aufgaben der Büros für
die Gleichstellung von Frau und Mann, die im Berichtsjahr in weiteren Kantonen und
Städten geschaffen wurden. Neu eröffnet oder beschlossen wurden derartige Stellen in
den Kantonen Bern, Neuenburg, und Waadt sowie in den Städten Lausanne und Zürich.
Der Kanton Tessin wählte für die Förderung der Gleichberechtigung die Minimalvariante
und setzte eine ihm direkt unterstellte Beraterin für Frauenfragen ein. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.10.1990
MARIANNE BENTELI

Die Eidgenossenschaft hat erstmals eine Vizekanzlerin. Im August betraute der
Bundesrat die 44jährige Sozialdemokratin Hanna Muralt, bisher Chefin des
Direktionssekretariats der Bundeskanzlei, mit dieser hohen Stabsaufgabe. Die
promovierte Historikerin trat die Nachfolge von François Couchepin an, der im Juni von
der Vereinigten Bundesversammlung zum Bundeskanzler gewählt worden war. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.08.1991
MARIANNE BENTELI
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Im Sommer konnte die Bundeskanzlei vermelden, der Frauenanteil in den 255
ausserparlamentarischen Kommissionen habe sich innerhalb der letzten vier Jahre von
8 auf 16% erhöht. Kurz darauf wurde dann allerdings bekannt, dass im Zug der
Redimensionierung der AHV-Kommission drei grosse Frauenorganisationen (Bund
Schweizerischer Frauenorganisationen, Schweizerischer Katholischer Frauenbund,
Evangelischer Frauenbund) über die Klinge springen mussten. Viele Frauen zeigten sich
empört darüber, dass die Frauenorganisationen gerade während der parlamentarischen
Beratungen der 10. AHV-Revision, die vielfach als "Frauen-Revision" betrachtet wird,
aus diesem wichtigen Konsultativorgan ausgeschlossen wurden. 15

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.10.1993
MARIANNE BENTELI

In Ausführung eines Postulates Stamm (cvp, LU) aus dem Jahr 1993 erarbeitete das BIGA
eine Weiterbildung im Baukastensystem, die bereits 1996 angeboten werden soll.
Dieses modulare System kommt durch seine Flexibilität vor allem den spezifischen
Berufs- und Lebenssituationen der Frauen entgegen. Das BIGA hob hervor, der
etappenweise Wiedereinstieg werde damit zeitlich besser verkraftbar und die
psychologische Hemmschwelle für die Aufnahme einer beruflichen Weiterbildung
kleiner. Auch die Finanzierung verursache weniger Probleme als jene von integralen
Lehrgängen. Als besonders frauenfreundlich strich das BIGA die Anrechnung von
Familien- und Betreuungspraxis hervor, da vorgesehen ist, dass Lernleistungen und
Erfahrungen aus familiären oder gemeinnützigen Tätigkeiten ganz oder teilweise
anerkannt werden. 16

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.03.1995
MARIANNE BENTELI

Nach einem Parlamentsbeschluss vom Herbst 1992, welchem sich der Bundesrat im
Sommer 1993 anschloss, sollen Erlasse und andere Texte des Bundes in ihrer
deutschen Fassung auf kreative Weise geschlechtsneutral und gleichzeitig lesbar
abgefasst werden. Im Sinn einer Hilfestellung publizierte die Bundeskanzlei Mitte Januar
einen Leitfaden, der den Grundsatz der sprachlichen Gleichberechtigung in Erinnerung
rief und konkrete Tips und Beispiele zu dessen Umsetzung anbot. Der Sprachdienst der
Bundeskanzlei bietet zudem eine Beratung an, und in den Ausbildungskursen des
Personalamts wird geschlechtergerechtes Formulieren ebenfalls ein Thema sein. Für
das Französische und das Italienische ist kein entsprechender Leitfaden vorgesehen.
Der Verzicht wurde damit begründet, dass linguistische Eigenarten dieser Idiome und
eine gesellschaftlich und kulturell bedingte geringere Sensibilisierung für das Problem
in den lateinischen Sprachgemeinschaften es verunmöglichten, die Empfehlungen telles
quelles auf alle Amtssprachen zu übertragen. 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.01.1996
MARIANNE BENTELI

Als schweizerische Premiere erliess die Schuldirektion der Stadt Bern Richtlinien zur
Anrechenbarkeit der Familienarbeit. Die mit externen Fachleuten ergänzte
Arbeitsgruppe Frauenförderung erstellte einen Raster, der angibt, wie Erfahrungen in
der Familien- und Betreuungsarbeit sowie in anderen ausserberuflichen Tätigkeiten in
Dienstjahre umgerechnet und damit lohnwirksam werden können. Diese Richtlinien
traten auf den 1. Februar des Berichtsjahres in Kraft und sollen zunächst in der
Städtischen Schuldirektion erprobt und bei der Festsetzung der Anfangslöhne von
Wiedereinsteigerinnen angewendet werden. Wenn sie sich bewähren, sollen sie später
auf weitere Direktionen der Stadtverwaltung ausgedehnt werden. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.02.1996
MARIANNE BENTELI

Am 1. Juli des Berichtsjahres trat das neue Gleichstellungsgesetz in Kraft. Sowohl das
Eidg. Gleichstellungsbüro wie auch der Gewerkschaftsbund veröffentlichten aus diesem
Anlass Publikationen, welche das Gesetz präzisieren resp. Anleitungen zur Bewertung
von Arbeitsplätzen anbieten. Zu der von Arbeitgeberseite während der
parlamentarischen Beratung des Gesetzes prognostizierten Flut von
Lohngleichheitsklagen führte das neue Gesetz allerdings nicht. 19

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.07.1996
MARIANNE BENTELI

Im November gab das EBG erstmals seine neue Jahreszeitschrift „Paso Doble“ heraus.
Die Publikation erscheint zweisprachig in einer Auflage von 85 000 Exemplaren und will
in erster Linie Verantwortliche aus Wirtschaft, Gesellschaft und Politik ansprechen. 20

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI
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«En théorie, hommes et femmes sont égaux depuis 1971. Dans la pratique, c'est une
autre histoire. Il est temps de concrétiser cette égalité» a déclaré Marina Carobbio,
Première Citoyenne du pays, lors du lancement de la page «Femmes politiques» en
décembre 2018. Elle a rappelé que les femmes ne représentaient que 30% du Conseil
national et 15% du Conseil des Etats, qu'elles étaient peu nombreuses à revêtir des
fonctions dirigeantes, et qu'elles étaient encore victimes d'inégalités salariales, de
discriminations et de violences.
La page web, mise en ligne par les services du Parlement sur le site de l'Assemblé
fédérale, a pour ambition d'«encourager les femmes à se lancer en politique et à suivre
les pionnières qui sont entrées sous la Coupole en 1971». Deux de ces pionnières,
Gabrielle Nanchen et Hanna Sahlfeld-Singer, étaient présentes au vernissage. Elles ont
appelé leurs successeuses à poursuivre la lutte. La Conseillère fédérale Simonetta
Sommaruga a également pris la parole, au sujet de l'égalité salariale. «37 ans d'attente
(l'égalité salariale a été inscrite dans la Constitution en 1981), c'est trop long», a-t-elle
dit, se réjouissant toutefois du «petit pas» que représentait la modification de la loi sur
l'égalité.
Rédigée en langage inclusif, la page «Femmes politiques» propose diverses
contributions, essais, images d'archives, interviews, s'appuyant sur les procès-verbaux
du Parlement et des documents de la RTS, pour rendre visibles les manifestations du
Parlement visant à promouvoir l'égalité. 21

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.12.2018
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